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Drucksache 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. Dezember 1954 


Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilcn, daß der Bundesrat in seiner 134. Sitzung 
am 17. Dezember 1954 beschlossen hat, dem vom Deutschen Bundes- 
tage am 8. Dezember 1954 verabschiedeten 

Gesetz über die Anpassung der Leistungen für 
Kinder in der gesetzlichen Unfallversicherung, in 
den gesetzlichen Rentenversicherungen, in der 
Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge 
sowie in der Kriegsopferversorgung an das Kinder- 
geldgesetz (Kindergeldanpassungsgesetz - KGAG -) 

- Drucksachen 876, 978 - 

gemäß Artikel 84 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 78 des 
Grundgesetzes zuzustimmen. 

Der Bundesrat hat außerdem die aus der Anlage ersichtliche Ent- 
schließung angenommen. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 17. Dezember 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 10. Dezember 1954 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 5551 



Anlage 


Entschließung 

zum Gesetz über die Anpassung der Leistungen für 
Kinder in der gesetzlichen Unfallversicherung, in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen, in der Arbeitslosen- 
versicherung und Arbeitslosenfürsorge sowie in der 
Kriegsopferversorgung an das Kindergeldgesetz (Kinder- 
geldanpassungsgesetz - KGAG -) 


Der Bundesrat hat bei der Verabschiedung des Kindergeldgesetzes 
erhebliche sozialpolitische und verfahrensmäßige Mängel des Gesetzes 
festgestellt. Er hat die Erwartung ausgesprochen, daß das bereits 
angekündigte Kindergeldanpassungs- und -Schlußgesetz diese Mängel 
im wesentlichen ausräumen wird. 

Das nun vorliegende Kindergeldanpassungsgesetz hat diese Mängel 
nicht vollständig beseitigt. Es bleibt immer noch eine große Zahl 
bedürftiger Personenkreise, die kein Kindergeld erhalten. 

Der Bundesrat erwartet, daß diese Personenkreise in dem baldigst 
zu erlassenden Kindergeldschlußgesetz berücksichtigt, und daß die 
sonstigen, bisher nicht beseitigten Mängel behoben werden. 

Das Kindergcldanpassungsgesetz zeigt deutlich, wie unzweckmäßig 
es ist, eine Gesetzesmaterie in drei verschiedenen Gesetzentwürfen 
zu regeln. Die Durchführung des Kindergeldanpassungsgesetzcs wird 
große verwaltungsmäßige Schwierigkeiten mit sich bringen. 



